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UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
GATT General Agreement on Tariffs and Trade

ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
GATT General Agreement on Tariffs and Trade
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für
gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch
hochrangige Politiker und Politikerinnen. Die APK-NR hatte der Initiative im Vorfeld
der Session mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge gegeben.
Kommissionssprecher und Initiant Fabian Molina argumentierte, dass die Sanktionen
der europäischen Länder in Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine
Wirkung gezeigt hätten. Sanktionen seien das einzige Mittel zwischen Krieg und Frieden,
um «Regelbrecher zur Raison zu bringen». Um die Zivilbevölkerung dadurch aber nicht
zu schädigen, müsse man «smart sanctions» nutzen, die gezielt die Verantwortlichen
von Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen strafen. Die Schweiz tue sich
generell schwer mit der Übernahme von Sanktionen, es fehle aber auch die rechtliche
Grundlage für eigenständige Sanktionen, erläuterte Molina. Molina bezeichnete den
Umstand, dass die Schweiz UNO-Sanktionen und Massnahmen der OSZE und der EU
übernehmen müsse als «nicht neutral und noch weniger souverän». Die APK-NR habe
daher auch bei der Revision des Embargogesetzes einen Artikel vorgeschlagen, der es
dem Bundesrat bei Menschenrechtsverletzungen erlauben soll, eigenständige
Sanktionen gegen Personen oder Entitäten anzuordnen. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
kritisierte Molina dafür, dass er die Forderung seiner parlamentarischen Initiative
bereits im Embargogesetz eingebracht habe und somit dem Rat zweimal das gleiche
Anliegen vorlege und forderte den Rückzug der Initiative. Fabian Molina erklärte, dass
dies gemäss Parlamentsrecht nicht möglich sei, weil sie bereits in der Kommission
beraten worden war, er wolle aber insbesondere auch im Hinblick auf die Beratung im
Ständerat an der Initiative festhalten. Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE)
forderte die Ablehnung der Initiative, einerseits weil der Begriff
«Menschenrechtsverbrechen» eine Verurteilung nach eingehender Untersuchung
voraussetzen würde, andererseits weil die Schweiz dadurch zur aktiven Akteurin im
Sanktionsbereich und somit zu einer an internationalen Konflikten beteiligten Partei
werden würde. Nidegger befürchtete auch, dass der Rechtsstaat geschwächt werden
könnte und die Schweiz im Ausmass der Sanktionen sogar weiter gehen könnte, als die
UNO und die wichtigsten Handelspartner. Der Minderheitsführer argumentierte in der
Ratsdebatte, dass nur Staaten als Völkerrechtssubjekte das Völkerrecht verletzen
könnten und daher auch nur Staaten Gegenstand von Sanktionen sein könnten. Der
Nationalrat gab der Initiative schliesslich mit 104 zu 74 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Folge. Die SVP-Fraktion, sowie die FDP.Liberale-Fraktion stimmten fast geschlossen
dagegen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 beriet der Ständerat über die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Müller (fdp, LU) erläuterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschäfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Müller erklärte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschäfts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage für eigenständige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persönliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen für die Zivilbevölkerung vermieden werden könnten. Jositsch erklärte,
dass die Initiative – wie der ähnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz – eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Ständerat umstimmen
würde. Damit behielt er Recht und der Ständerat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschäft erledigt war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil national a rejeté par 102 voix contre 53 une initiative parlementaire du
groupe socialiste qui chargeait le Conseil fédéral de déposer une demande d'adhésion
de la Suisse à l'ONU. La chambre basse s'est ainsi ralliée à la majorité de sa commission
de politique extérieure, qui, bien que favorable à une telle démarche, a estimé qu'il
était inopportun de donner suite à cette proposition au moment où le parlement allait
se prononcer sur la création d'un contingent de casques bleus. Selon elle, cela
risquerait, en cas de référendum, de créer une certaine confusion dans l'opinion
publique. De plus, durant les prochaines années, les négociations du GATT et le
processus d'intégration européenne devaient rester prioritaires aux yeux de la majorité
bourgeoise. Auparavant, les socialistes avaient insisté sur le fait que les autorités
politiques ne pouvaient pas continuellement repousser le débat sur l'adhésion à l'ONU
et que, d'autre part, le contexte international ainsi que la position des citoyens sur
cette question avaient considérablement évolué depuis 1986. Lors de la session de
septembre, le conseiller aux Etats R. Rhinow (prd, BL) a déposé une motion (93.3413),
cosignée par 26 sénateurs, qui demande au Conseil fédéral de présenter aux Chambres
un projet d'adhésion de la Suisse à l'ONU. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.1993
ANDRÉ MACH

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Im Nachgang zu den Revisionen des Ausländer- und des Asylgesetzes hatte Roth
Bernasconi (sp, GE) eine parlamentarische Initiative eingereicht, die verlangte, einzelne
Artikel der beiden Gesetze so abzuändern, dass sie nicht gegen die entsprechenden
Artikel aus dem UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes verstossen. Ihre
Begründung war, dass die neuen Zwangsmassnahmen gravierende Auswirkungen auf das
Wohl des Kindes haben könnten, welchem in der Konvention oberste Priorität
eingeräumt werde. Weil noch kaum Erfahrungen mit der praktischen Umsetzung der
revidierten Gesetze bestehen, beantragte die Kommission mit 93 zu 56 Stimmen
erfolgreich, der Initiative keine Folge zu geben. Gleichzeitig ersuchte sie aber den
Bundesrat mit einem diskussionslos angenommenen Postulat (Po.08.3002), einen
diesbezüglichen Bericht vorzulegen, sobald verlässliche statistische Daten aus den
Kantonen vorliegen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2008
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2022, S. 909 ff.; Kommissionsbericht APK-NR vom 2.5.22
2) AB SR, 2022, S. 760 f.; Kommissionsbericht APK-SR vom 5.9.22; Medienmitteilung APK-SR vom 16.8.22
3) BO CN, 1993, p. 1055 ss.; Blick, 28.7.93.; Délib. Ass. féd., 1993, p.147 s.; Presse du 23.9.93.
4) AB NR, 2008, S. 982 ff.
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